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Erlaubnisfeld Rosenkranz Nord 
Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen 
Erlaubnis zu gewerblichen Zwecken gem. § 7 BBergG 

- Ihr Antrag vom 01.06.2012-

Gemäß §§ 7, 10, 11 und 16 des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBl. I 
S. 1310), in der bei Erlass dieses Bescheides geltenden Fassung, wird Ihnen auf Ihren 
o. a. Antrag die Erlaubnis zur Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen zu gewerblichen 
Zwecken innerhalb der rot umrandeten Begrenzung der zu dieser Erlaubnis gehören­
den Karte (Feldeseckpunkte: in ganzen Zahlen, 1 bis 276 und 1) erteilt. 

Das Erlaubnisfeld "Rosenkranz Nord" erstreckt sich über eine Fläche von 
1.487.508.000 m 2 Es liegt im Land Schleswig-Holstein, in den Kreisen Nordfriesland 
und Schleswig-Flensburg. 

Die Erlaubnis wird vom 01.04.2013 bis zum 31.03.2018 befristet erteilt. 

Die Erteilung einer Erlaubnis berechtigt den Inhaber nicht zu tatsächlichen Aufsu­
chungshandlungen sondern stellt lediglich einen Rechtstitel dar, mit dem ihm ledig­
lich aufgrund der nachzuweisenden Eignung das grundsätzliche und ausschließliche 
Recht zugewiesen wird, die Aufsuchung in dem ihm zugesprochenen Erlaubnisfeld 
vorzunehmen. Tatsächliche Aufsuchungshandlungen dürfen nur aufgrund zugelas­
sener Betriebspläne (§ 51 ff. BBergG) erfolgen. 

Die nachfolgend aufgeführten Schutzgebiete sollten unabhängig von den rechtlichen 
Bestimmungen für weitere Maßnahmen und Vorhaben im Rahmen der Betriebspläne 
möglichst nicht in Anspruch genommen werden. 

Hinweise: 
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An der Marktkirche 9 
38678 Clausthal-Zellerfeld 
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(0 53 23)9612-200 
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(0 53 23) 9612-258 

Internet 
http:Wwww.lbeg.niedersachsen.de 
E-Mail 
poststelle.cl2@lbeg.niedersachsen.de 

Bankverbindung 
Nord/LB (BLZ 250 500 00) Konto 106 022 395 
IBAN: DE84 2505 0000 0106 0223 95 
SWIFT-BIC: NOLA DE 2H XXX 
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1. Natura 2000 
Das beantragte Erlaubnisfeld liegt im Bereich bzw. in Nahbereich zahlreicher europä­
ischer Schutzgebiete (Natura 2000-Gebiete): 

Unter anderem sind folgende europäische Schutzgebiete betrof­ 
fen: FFH-Gebiete 

• FFH-Gebiet 1119-303„Süderlügumer Binnendünen" 
• FFH-Gebiet 1118-301 „Ruttebüller 
See" • FFH-Gebiet 1219-301 „Leckfeld" 
• FFH-Gebiet 1219-392 „Heide- und Magerrasenlandschaft am Ochsenweg und 

im Soholmfeld" 
• FFH-Gebiet 1220-301 „Wälder an der Lecker Au" 
• FFH-Gebiet 1121-304 „Eichenwälder der Böxlunder Geest" 
• FFH-Gebiet 1121-391 „NSG Fröslev-Jardelunder Moor" 

Diese Gebiete und ihre gebietsspezifischen Erhaltungsziele sind öffentlich bekannt  
gemacht worden und stehen im Internet unter http://www.schleswig-hol- 
stein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJagd/05 Natura2000/023 FFH  
Gebiete/ein node.hf.mi 

zur Verfügung. 

Europäische Vogelschutzgebiete: 
• Europäisches Vogelschutzgebiet 1119-401 „Gotteskoog-Gebiet" 
• Europäisches Vogelschutzgebiet 0916-491 „Ramsar-Gebiet S-H Wattenmeer 

und angrenzende Küstengebiete" 

Diese Gebiete und ihre gebietsspezifischen Erhaltungsziele sind öffentlich bekannt  
gemacht worden und stehen im Internet unter http ://www. schleswiq-hol- 
stein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/NaturschutzForstJaod/05 Natura2000/025 Vogel  
schutz/ein node.htm!. 

Ich weise darauf hin, dass nach gängiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungs­
gerichtes ein Vorhaben nur dann als verträglich angesehen werden kann, wenn kei­
ne vernünftigen Zweifel verbleiben, dass das Gebiet als Ganzes oder wesentliche 
Bestandteile gemessen an seinen Erhaltungszielen (für sämtliche Arten) nicht erheb­
lich beeinträchtigt werden. 

2. Nationalpark Schleswig-holsteinisches Wattenmeer 
Das Erlaubnisfeld „Rosenkranz Nord" ragt im Bereich der Hamburger Hallig in den 
Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer. 

Der Nationalpark ist Teil des UNESCO-Weltnaturerbes Wattenmeer. Im Zuge der 
Anmeldung und Anerkennung des deutsch-niederländischen Wattenmeeres als 
Weltnaturerbe haben die beteiligten Staaten und Bundesländer (in Schleswig-
Holstein nach Abstimmung zwischen den betroffenen Ressorts) gegenüber der 
UNESCO folgende Erklärung abgegeben: 



„Die Vertragsstaaten bekräftigen ihr Bekenntnis, im Einklang mit geltendem Recht Ol 
und Gas an Standorten innerhalb der geänderten Grenzen des angemeldeten Gebie­
tes nicht aufzusuchen und zu gewinnen." 
Jegliche Aufsuchung oder Gewinnung von Kohlenwasserstoffen im Nationalpark au­
ßerhalb der dafür extra ausgewiesenen Exklaven des Weltnaturerbes widerspricht 
dieser Erklärung und würde zu Konflikten mit den Partnerstaaten und -ländern füh­
ren und den Welterbestatus ernsthaft gefährden. 

Der Bereich des Nationalparks und angrenzende Gebiete in der Meldorfer Bucht sind 
gleichzeitig FFH-Gebiet (DE-0916-391 „Nationalpark Schleswig-holsteinisches Wat­
tenmeer und angrenzende Küstengebiete") wie auch Europäisches Vogelschutzge­
biet (DE-0916-491 „Ramsar-Gebiet Schleswig-holsteinisches Wattenmeer und an­
grenzende Küstengebiete"). 

Es bestehen erhebliche Bedenken gegen die seismischen Untersuchungen und ge­
gen die Explorationsbohrung im Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Watten-
meer(einschließlich FFH- undVogelschutzgebiete), sowie gegen diese Untersuchun­
gen, wenn sie in den Nationalpark (einschließlich FFH- und Vogelschutzgebiete) 
hineinwirken. Der Jahreslebensraum der Arten, für die der Nationalpark von Bedeu­
tung oder sogar besonderer Bedeutung gemäß FFH-Richtlinie oder der Vogelschutz-
Richtlinie ist, erstreckt sich sowohl über den Nationalpark selbst als auch in den an­
grenzenden Bereich des schleswig-holsteinischen Küstenmeeres. Dies gilt insbe­
sondere für zahlreiche Vogelarten sowie für Fischarten und Meeressäuger. Beein­
trächtigungen dieser Tierarten, für die der Nationalpark gemäß seiner Erhaltungszie­
le eine besondere Verantwortung trägt, können durch das beantragte Vorhaben im 
Erlaubnisfeld „Rosenkranz Nord" nicht ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für die 
o.g. ausgewiesenen FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete. 

Von den o.g. Untersuchungen betroffen sind insbesondere Vögel durch den Verlust 
an Lebensraum und Nahrungsflächen und zusätzliche Energieverluste durch Flucht­
bewegungen. Betroffen sind auch Fische und hier insbesondere Fischeier und Fisch­
larven. 
Nach § 33 Abs. 1 BNatSchG sind alle Veränderungen und Störungen, die zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhal­
tungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile führen können, unzu­
lässig. Dieses gilt für Projekte (§ 34 BNatSchG) - einzeln wie auch im Zusammenwir­
ken mit anderen Plänen und Projekten) wie auch für Pläne (Pläne, die bei behördli­
chen Entscheidungen zu beachten oder zu berücksichtigen sind) gleichermaßen 
(§36 Satz 1 Nr.2 und Satz 2 BNatSchG). 

3. Naturschutzgebiete 
Das Erlaubnisfeld „Rosenkranz Nord" überschneidet sich u.a. mit folgenden Natur­
schutzgebieten: 

- NSG „Schwansmoor und Kranichmoor" Kreis Nordfriesland, Verordnung vom 
01. August 1968 

- NSG "Süderberge" Kreis Nordfriesland, Verordnung vom 07. November 1938 
- NSG „Schwarzberger Moor", Kreis Nordfriesland", Verordnung vom 17. Feb­

ruar 1966 



NSG „Eicbenkratt und Kiesgrube südlich Söxiund", Kreis Schleswig-
Flensburg,Verordnung vom13.Gezember1990 
NSG „Lundtop",Kreis Scbieswig-Eiensburg,Verordnung vom 08.Juni 1987^ 
NSG „Fröslev-Jardelunder Meer", Kreis Schleswig-Flensburg, Verordnung 
vom 30 Mei 1984 

(Änderungen derVerordnungen sind biernicbtaufgeführf). 

Oie Scbutzgebiefsverordnungen sind zu beachten. 

Oie Naturschutzgebiete ergeben sich im Einzelnen aus dem Landscbaftsrabmenplan 
des PianungsraumesVfürdie Kreise Nordfriesland und Schleswig-Flensburg. 

btto://www.schieswio-bolsfein.de/LlmweitLandwirtschaff/OE/NaturscbutzForstJaod/11  
LandscbPlanuno/03 LRE/ein node.html 

4. Landschaftsschutzgebiete 
Oes Eriaubnisfeid überschneidetsicb ausweislich desvorgelegten Lagerissesu.a. 
mitfoigenden Landschaftsschutzgebieten: 

^„SchobüllerSerg", Kreis Nordfriesiand, Verordnung vom 27. September1983, 
^„Stollberg",Kreis Nordfriesland,Verordnung vom 03.März1952, 
^„Kiintum-Oerg,Kreis Nordfriesiand,Verordnung vom17.April 1987, 
^„Aitmoräne am Lundtop-Jardelunder Moor",Kreis Schleswig-Flensburg,Verord-

nung vom 12. Aprii 2010, 
^„Seeland-Moor",KreisScbleswig-Fiensburg,Verordnung vom 20.Februar 

Oie Landschaftsschutzgebiete ergeben sich im Einzelnen aus dem Landscbafts­
rabmenplan für den Planungsraum V (Kreise Nordfriesland und Schleswig-
Flensburg).Internetadresse siebe unter 3. 
Weitere Oaten zu Landschaftsschutzgebieten sind auf der internefseite des Kreises 
Nordfriesland abrufbar. 

btfo://www.nordfriesland.de/index.ohtml7La^1^sNavi0^28.9^mNavi0^28.13^obiect  
^xi28.931.1^sub^0 

5. Wasserscbutz 
Oes Eriaubnisfeid kenn Wasserschutzgebiete berühren in diesen Gebieten sind  
konkrete Aufsucbungsarbeiten oder Fördertätigkeiten ggf. verboten, nur einge­ 
schränkt oder nur mit besonderen Auflagen möglich.Jeweilige Scbufzgebietsverord- 
nungen sind zu beachten:  
(btto://www.scbleswio- 
bois 
tein.de/LlmweitLandwirtscbaff/OE/WasserMeer/01 Allolnformafionen/04 RecbtiGrun 
dlaeen/POF/WasserscbutzeebieteSFI blob^oubiicationFiie.odf^ 
Oarüber hinaus können in dem beanfragten Feld eine Reibe weiterer Wassergewin-
nungsanlagen liegen, in deren Einzugsbereicbenebenfaiis besondere Anforderun-
gen einzuhalten sind. 
Sofernbei künftigen Maßnahmen dasGrundwasser berührt wird (z.O bei Erdauf 
Schlüssen, Sobrungen, Einleitungen), ist zu prüfen, ob ein wasserrecbflicberOenut-
zungstatbestand vorliegt Oiese Prüfung ist im Einvernehmen mitder zuständigen 
Llnteren Wasserbebörde durchzuführen Wasserrecbtiiche Anforderungen im Rah 



men eines konk re t 
zustëndigenOnterenWasserbebërdefestzuiegen. 
Es wird darauf hingewiesen,dass die sieb aus§76SergG herleitenden Rechte nicht 
grundsëtziicb zum Ausschluss anderweitiger Nutzungen, vor allem anderer Soden-
scbëtze, im Eriaubnisfeid führen. 

1 Sie sind verpflichtet, das Eriaubnisfeid nach Maßgabe des vorgelegten Ar­
beitsprogramms zu untersuchen.Oie Erlaubnis erlischt, wenn das mit dem An-
free vorgelegte Arbeitsprogramm nicbtedüiltwird, esseidenn, die Abwei­
chungen sind zuvor schriftlich angezeigt und vom Landesamt für Sergbau, 
Energie und Geologie(LSEG)genebmigtworden. 

2 Oem LSEG ist zu Seginn eines jeden Kalenderjahres über den Stand der Auf-
sucbungsarbeiten zu berichtend dabei sind auch etwaige Änderungen und 
Eodscbreibungen des Arbeitsprogramms vorzutragen und zu begründen. Zu 
derSericbterstattunggeböddieVorlagederLInfersucbungsergebnissein 
Form von Scbicbtenverzeicbnissen und zeichnerischen Darstellungen der 
geologischen Verhëitnisse. (Oie Sericbterstattung ersetzt niebtdie Anzeige 
undGenebmigungsverpfiicbfungzuNr.1.) 

3 Sie sind gemë^ Sundesberggesetz (SSergG) zur Sericbterstattung und Oa-
tenablieferung an das LSEG verpflichtet. Nähere Angaben dazu sind der bei­
gefügten Anlage „Merkbiattzur Erbebung von geophysikalischen und geologi-
sehen Oaten aus Kohlenwasserstoff-Erlaubnis- und Sewiiiigungsfeldern" zu 
entnehmen. 

Sereitsbei Einreicbung des Arbeitsprogramms im Rehmen künftiger Edaubnisver-
iëngerungen ist der zeitliche Ablauf der einzelnen Vorhaben ihres Arbeifsprogremms 
anzugeben. Dabeisind weiterbin die finanziellen Aufwendungen für die einzelnen 
Vorhaben Ihres Arbeitsprogramms darzustellen. 

ich weise darauf bin, dass eine Seteiiigung Dritter an dieser Erlaubnis gemë^ 
§ 22 SSergG der Genehmigung des LSEG bedarf. Hierzu ist die Vorlage eines Ver­
trages erforderlich,weicher vom Eriaubnisinbaber,denggf.vorbandenen Konsoden 
und dem zu beteiligenden Vedragspadner unterschrieben ist. 

Die Stellungnahme des nacb§15SSergG beteiligten Ministeriums für Energiewen­
de, Landwidscbaft, LlmweltundiëndiicbeRëume sowie die vonibr beteiligten Ge­
bietskörperschaften (einschließlich zugegangener Sescbiüsse und Resolutionen) 
sowie ein Merkblatt zur Feidesabgabeerkiërung sind zu ihrer Kenntnisnahme beige­
fügt. Ein Vordruck zur Feldesabgabeerkiërung für den Erbebungszeitraum 2013 liegt 
ebenfalls bei. 

Eür die Edeiiung dieser Erlaubnis erhebe lob gemël^Tarifstelle32.IBI des Aligemei 
nen Gebübrenfarifs der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren vom 
15.10.2003 (GVGSi.Scbi.-H. 2003, S. 333), in der bei Erlass dieses Sescbeides gel­
tenden Fassung, eine Verwaitungsgebübrvon5.723,-^. 

Eine Verwalfungskostenreobnung ist beigefügt 



Rechtsbehelfsbelehrunq: 

Gegen diesen Bescheid sowie die Verwaltungskostenfestsetzung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift­
lich oder zur Niederschrift beim Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Berg­
behörde für die Länder Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen und Niedersachsen in 
38678 Clausthal-Zellerfeld, An der Marktkirche 9, einzulegen. 

Im Auftrage 

op ' / 

Söntgerath 


